
Richtlinie über die Verwendung der Budgets der Ortschaften der Großen
Kreisstadt Großenhain (Richtlinie Ortsteilbudget)

Rechtliche Grundlagen
Gemäß § 67 Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGem0), in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBI. S. 62), die zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 29. Mai 2024 (SächsGVBI. S. 500), und § 19 der Hauptsatzung der Großen
Kreisstadt Großenhain hat der Stadtrat der Großen Kreisstadt Großenhain in der Sitzung am
21.05.2025 die folgende Richtlinie beschlossen:

§ 1 Zweck der Richtlinie

1. Für die Erfüllung der in § 67 Abs. 1 Nr. 3, Nr. 5 und Nr. 7 SächsGem0 genannten
Aufgaben soll den in § 19 der Hauptsatzung der Großen Kreisstadt Großenhain
benannten Ortschaften der Großen Kreisstadt Großenhain jährlich ein Budget
zugewiesen werden, dass sich aus einem fixen Sockelbetrag von 350,00 Euro und einer
variablen Größe von 1,00 Euro pro Einwohner zusammensetzt. Maßgeblich für die
Ermittlung der Einwohnerzahl ist der Hauptwohnsitz zum 30. Juni des Vorjahres in der
Ortschaft. Die Bereitstellung der finanziellen Mittel steht unter dem Vorbehalt der
Bewilligung im Haushaltsplan der Stadt.

§ 2 Aufgabenkatalog

1. Aufgaben, für die der Stadtrat und seine Ausschüsse sowie der Oberbürgermeister kraft
Gesetzes ausschließlich zuständig sind, sind von einer Wahrnehmung durch die
Ortschaftsräte und die Ortsvorsteher ausgeschlossen.

2. Der Oberbürgermeister kann im Einzelfall bestimmte ortschaftsbezogene Geschäfte der
laufenden Verwaltung dem Ortsvorsteher übertragen.

3. Die den Ortschaftsräten zugewiesenen Mittel können für die Aufgaben nach § 67 Abs. 1
Nr. 3, Nr. 5 und Nr. 7 SächsGem0 verwendet werden. Insbesondere ist die Verwendung
möglich für:

3.1 die Pflege des Ortsbildes sowie die Unterhaltung und Ausgestaltung der
öffentlichen Park- und Grünanlagen, deren Bedeutung nicht wesentlich über die
Ortschaft hinausgeht;

Mit den zugewiesenen Mitteln soll die Pflege von öffentlichen Grünflächen und
Spielplätzen, sowie die Pflege von Bäumen auf städtischen Grundstücken
unterstützt werden. Des Weiteren ist Nr. 4 zu beachten.

3.2 die Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der Heimatpflege und des
Brauchtums in der Ortschaft (§ 67 Abs. 1 Nr. 5 SächsGemo)

Mit den zugewiesenen Mitteln sollen ortschaftsbezogene Entwicklungen, Projekte
und Veranstaltungen unterstützt werden. Dazu zählen insbesondere die
Organisation und Durchführung von Ortsfesten, die der Erhaltung der Traditionen
und der Pflege des Brauchtums dienen.

3.3 die Information, Dokumentation und Repräsentation in Ortschaftsangelegenheiten
(§ 67 Abs. 1 Nr. 7 SächsGem0)

Die Mittel sind zur Deckung von Aufwendungen für die Arbeit und
Informationstätigkeit (einschließlich Informationstafeln, Büromaterial, Porto) des
Ortschaftsrates zu verwenden.
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4. Erwerb von beweglichem und/oder unbeweglichem Anlagevermögen

Ein Erwerb von beweglichem und/oder unbeweglichem Anlagevermögen ist nur nach
vorheriger Zustimmung der Stadtverwaltung zulässig. Erworbenes bewegliches
und/oder unbewegliches Anlagevermögen fällt in das Eigentum der Großen Kreisstadt
Großenhain.

§ 3 Verfahren zur Verwendung, Auszahlung und Nachweis

Die Mittel aus dem Ortsteilbudget sollen stets wirtschaftlich und sparsam verwendet werden.
Maßnahmen, welche nicht in die örtliche oder sachliche Zuständigkeit der Stadt Großenhain
fallen, können mit den Mitteln des Ortsteilbudget nicht finanziert werden. Ebenso dürfen keine
politischen Vereinigungen daraus unterstützt werden.

1. Die Verwaltung ist verpflichtet, für das laufende Haushaltsjahr bis zum 30.09. des Vorjahres
den Ortschaftsräten die Höhe der zur Verfügung stehenden Mittel mitzuteilen.

2. Der Ortschaftsrat ist verpflichtet, die Verwendung des Budgets im Vorab des
Ortschaftsratsbeschlusses mit der Verwaltung abzustimmen.

3. Für jeden Ortsteil wird im Rahmen einer öffentlichen Ortschaftsratssitzung über die
Verwendung des Budgets beraten und beschlossen. Der Beschluss ist der Verwaltung
zuzuleiten.

4. Für die Auszahlung von finanziellen Mitteln aus dem Ortsteilbudget sind folgende
Verfahren möglich:

4.1 Einreichung von Originalrechnungen zur direkten Bezahlung an den
Rechnungssteller (Beachtung der Zahlungsfälligkeiten). Als
Rechnungsempfänger ist die Stadt Großenhain auszuweisen. Wenn möglich,
sollte der Ortschaftsrat für die jeweilige Leistung unbar auf Rechnung kaufen. Der
Rechnungsempfänger ist die Große Kreisstadt Großenhain, Hauptmarkt 1, 01558
Großenhain und die digitale Zustellung der Rechnung erfolgt an die E-Mail-
Adresse: Posteingang@stadt.grossenhain.de.

4.2 Barauslage des Ortsvorstehers/der Ortschaftsratsmitglieder und Erstattung der
verauslagten Mittel auf die privaten Bankverbindungen.

5. Die Nutzung der Mittel ist grundsätzlich jeweils zu Beginn eines Haushaltsjahres
zulässig. Ist die Haushaltssatzung zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht erlassen,
dürfen nur Ausgaben getätigt werden, zu denen der Ortschaftsrat rechtlich verpflichtet
ist oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind (§ 78 Abs.
1 SächsGem0). Soweit eine Haushaltsperre erlassen wird, gelten während dieses
Zeitraums die durch den/die Geschäftsbereichsleiter/in Finanzen und Bildung
(Stadtkämmerer/in) im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister festgesetzten
Bestimmungen. lnformationen über Nutzungsbeschränkungen und deren Wegfall
erhalten die Ortsvorsteher von der Stadtverwaltung.

6. Eine Übertragung des Ortsteilbudgets ins Folgejahr ist in Einzelfällen möglich. Hierfür
muss der jeweilige Ortsvorsteher oder dessen Stellvertreter bis zum 15. Januar des
Folgejahres einen Antrag auf Mittelübertragung mit entsprechender Begründung beim
Geschäftsbereich Finanzen und Bildung der Stadtverwaltung einreichen.

7. Die Mittel für die Ortsteile innerhalb eines Ortschaftsrates dürfen innerhalb eines Jahres
im gegenseititgen Einvernehmen untereinander getauscht werden. Der Austausch soll
sich in der Regel im darauffolgenden Jahr wieder ausgleichen.
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8. Bis zum 31. März des Folgejahres hat der Ortschaftsrat der Stadtverwaltung die
Verwendung des Ortschaftsrats-Budgets schriftlich darzulegen.

§ 4 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Unterzeichnung in Kraft.

Großenhain, 22. g": 102s-

Dr7Se Mißbach
Ober‘bürgermeister
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